
 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Der Regierungsrat hat in seiner Sitzung vom 2. September 2014 

 

Stellung bezogen 

• zur Änderung der Verordnung 4 zum Arbeitsgesetz (ArGV 4) 

• zum Bundesgesetz über das Zentrum für Qualität in der obligatorischen 

 Krankenpflegeversicherung (Stärkung Qualität und Wirtschaftlichkeit) 

 

beschlossen 

• ein ordentliches Vernehmlassungsverfahren über eine Teilrevision des 

 Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern durchzuführen 

• ein ordentliches Vernehmlassungsverfahren über Anpassungen im 

 beurkundungsrecht; Änderung des Gesetzes über die Einführung des Schw. 

 Zivilgesetzbuches und des Gebührentarifs durchzuführen 

• die Einberufung der Stimmberechtigten zur Volksabstimmung vom 

 30. November 2014 

 

festgestellt 
 

• dass, das Referenden gegen die Kantonsratsbeschlüsse vom 7. Mai 2014 

 betreffend das Gesetz über den Finanz- und Lastenausgleich der  

 Einwohnergemeinden (Finanz- und Lastenausgleichsgesetz; FILAG EG) und 

 die Steuerungsgrössen im direkten Finanzausgleich zu Stande gekommen 

 sind. Die Volksabstimmung findet am 30. November 2014 statt. 
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patentiert als Notare 
 

• Daniela Koch, Trimbach 

• Robert Holzer, Langendorf 
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